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I m N a m e n d e s V o l k e 5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsbeklagteq

Der 13„ Senat des Bundessozialgerichts hat

0 h n e mündliche Verhandlung am 25„ April 1967

dürch ' v

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n

’ — Vorsitzender »‚
lBundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g „
Bundessozialrichter Dr° B a u m a n n und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 3 k i

(

für Recht erkanntz

Die Revision des Klägers gegen das Ufteil des

Landessozialgerichts Nordrhein«■estfalen vom
260 Januar 1966 wird zurückgewiesen„

Kasten sind nicht zu erstatten°

=2=
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GPÜLLSÄ.S_°o
___—‚„ _ . _

Der Kläger„ gehn ‘ 1899, Bundesbahnbeamter i„R„9
erhielt durch den Bescheid der Beklagten vom 1° Juni 1962

ab 10 September 1961 eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

aus der Angestelltenversicherung; hierbei wurde nach Art„ 2

@ 14<des AngestelltenVersicherungszeuregelungsgesetzes

(AnVNG) aF (in der Fassung vor dem Rentenversicherungs—
Änderungsgesetz „ RVÄndG = vom 90 Juni 1965) eine pauschale

Ausfallzeit von 16 Monaten angerechnet° Mit Bescheid vom
80 September 1964 gewährte die Beklagte dem Kläger ab

„1„ Juli 1964 das Altersruhegeld in Höhe von 211980 DM; die

bisherige Rente wegen Erwerbsunfähigkeit betrug 198,40 DMO

Bei der Feststellung des Altersruhegeldes berücksichtigte

die Beklagte keine pauschale Ausfallzeit9 weil diese Ausfall=

zeit bei der Feststellung der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

zu Unrecht angerechnet worden sei; der für die Ermittlung
der pauschalen Ausfallzeit maßgebende Zeitraum zwischen dem

ersten und letzten Beitrag sei voll mit Pflichtbeiträgen
‚

belegt (Art° 2 5 14 Satz 2 AnVNG aF)„ '

Mit der Klage machte der Kläger geltend; ihm stehe ein

höheres Altersruhegeld zu‚ die Beklagte habe nämlich zu

Unrecht die pauschale Ausfallzeit von 16 Monaten‚ die sie

bei der Feststellung der.Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

anerkannt habep bei der Berechnung des Altersruhegeldes

nicht berücksichtigt; dies‘veßtoße gegen die Vorschriften

der Rentenumwandlung (5% 30 Abs° 29 31 Abs° 2 des Ange«

stelltenversicherungsgesetzes -AVG= )0

Das Sozialgericht (SG) Köln gab der Klage statt (Urto vom

5° Juli 1965)3 Die "Rentenbestandteile" bzw„ Eerechnungs—
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faktoren der Rente wegen Erwerbsunfähigkeit blieben bei
der Umwandlung«dieser Rente in das Altersruhegeld nach

5 51 Abs° 2 AVG erhalten, auch wenn sie zu Unrecht aner-

kannt worden seien; die Beklagte habe daher auch bei der

Berechnung des Altersruhegeldes die pauschale Ausfallzeit

von 16 Monaten zugrunde legen müssen°

Auf die Berufung der Beklagten hob das Landessozialgericht

(LSG) Nordrhein-Westfalen mit Urteil vom 26° Januar 1966

das Urteil des SG auf und wies die Klage ab: Die pauschale

Ausfallzeit Von 16 Monaten sei bei der Feststellung der

Erwerbsunfähigkeitsrente des Klägers zu Unrecht angerechnet

werden; bei der Umwandlung dieser Rente in das Altersruhe—

geld seien lediglich die der teilweisen Besitzstandwahrung

dienenden besonderen Berechnungsvorschriften des 5 51 Abs°

Satz 2 und 3 AVG aF (in der Fassung vor dem RVÄndG vom
9° Juni 1965) zu beachten gewesen; im übrigen sei aber
für die Feststellung des Altersruhegcldes eine Bindung

an unrichtige Berechnungsfaktoren der "Erstfeststellung"

nicht vorgeschrieben; weder aus dem Wort "Umwandlung" noch

aus der Systematik des Gesetzes sei zu entnehmen, daß es

sich bei dem Übergang von der einen Rentenart zu einer

anderen lediglich um einen Aufstockungsvorgang handele,

.bei dem die alte Rente "in ihren Bestandteilen" erhalten
bliebe, und daß deshalb auch unrichtige bisherige Berech—

nungsfaktoren zu übernehmen seien° Auch die Ergänzung des

5 50 Abs° 2 AVG'dUrch Art, 1 5 2 Ziffer 14 des RVÄndG VOm
9° Juni 1965, der nunmehr den bisherigen Rentenzahlbetrag
(der alten Rente) gewährleistet, lasse erkennen, daß es
für die einzelnen Berechnungsfaktoren der alten Rente

keinen "Besitzstandsschutz" geben könne°

Das lSG ließ die Revision zu°

2
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Der Kläger legte fristgemäß und formgerecht Revision ein„

Er beantragte,
_

' ’
das Urteil des lSG Nordrhein-Westfalen

vom 260 Januar 1966 aufzuheben und die
Berufung der Beklagten gegen das-Urteil

des SG Köln vom 50 Juli 1965 zurückzuweisen° „

Der Kläger rügte9 das LSG habe die 55 30‚ 51 AVG aF verletzt;
die Umwandlung einer Rente wegen Erwerbsunfähigkeit in das

Altersruhegeld nach 5 31 Abs° 2 AVG aF sei nach den bi5m

herigen Berechnungsgrundlagen der alten Rente vorzunehmen‚

auch wenn diese fehlerhaft seien; diese Auffassung des

Begriffs "Umwandlung" als einer bloßen "Aufstockung" liege

auch den Urteilen des Bundessozialgerichts (BSG) vom
21„ Juni 1963 _ 12/3 RJ 40/61 = und vom 3„ August 1966

— 4 RJ 447/64 = zugrunde°

Die Beklagte beantragte;

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd-
liche Verhandlung einverstanden (55 124 Abs„ 2‚ 153 Abs„ 1,-

.165 SGG)0
„

‘ '
_

?

II

Die Revision des Klägers ist zulässig (@@162 Abso 1 Nr„ 19
‚164 SGG); sie ist jedoch unbegründet°

Das LSG hat den angefochtenen Bescheid vom 8„ September 1964,

durch den die Beklagte die Rente des Klägers wegen Erwerbs—

* unfähigkeit nach @31 Abs° 2 AVG aF (in der Fassung vor dem

RVÄndG vom 9° Juni 1965) in das Altersruhegeld "umgewandelt"

’hatg zutreffend für reditmäßig gehalten°
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Die Beklagte hat die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit mit

dem Bescheid vom 10 Juni 1962 ("Erstfeststellung") zu
Unrecht unter Zugrundelegung einer pauschalen Ausfall—

zeit von 16 Monaten berechnet; daß hierfür die Voraus—

setzungen nach Art° 2 5 14 AnVNG aF (in der Fassung vor
dem RVÄndG vom 90 Juni 1965) nicht vorgelegen haben‚ hat
das [SG zutreffend dargelegt; hierüber besteht auch

zwischen den Beteiligten kein Streit° Streitig ist nur‚

ob die Beklagte die bei der "Erstfeststellung" zu Unrecht

angerechnete Ausfallzeit bei der Umwandlung hat "über—
nehmen" müssen° Dies ist — mit dem LSG - zu verneinen°

Auf die Umwandlung sind im vorliegenden Fall die Vor-

schriften der SS 30 Abs° 2, 31 Abs° 2 in der Fassung

vor dem RVÄndG vom 1° Juni 1965 anzuwenden, da die Voraus-

setzungen der Umwandlung vor dem 10 Januar 1966 eingetreten

sind (Art„ 5 5 3 und 5 10 Abso 1 Buchst° d RVÄndG)„ Bei der
rechtlichen Beurteilung ist davon auszugehen„ daß bei dem

Eintritt eines neuen Versicherungsfalles der hierauf

beruhende Leistungsansbruch (nach Grund und Höhe) 932
zu prüfen und festzustellen ist; nach dem Zeitpunkt des

Eintritts des neuen Versicherungsfalles richtet sich auch
die für die Berechnung der neuen Rente maßgebende all—

gemeine Bemessungsgrundlageo Es ist weiter zu beachten,

_daß sich die Bindungswirkung (5 77 SGG) eines Bescheides
über die Bewilligung einer Rente „ wie das BSG in stän»

diger Rechtsprechung annimmt - grundsätzlich nicht auf

die Berechnungsfaktoren einer Rente erstreckt‚ so daß

bei der Neufeststellung einer Leistung oder bei der Fest-

stellung einer neuen Leistung früher unrichtig fest—
gestellte Berechnungsfaktoren durch die richtigen zu

ersetzen sind (BSG 143 154; 2#, 236; Urteile des BSG

vom 21° September 1966 = 11 RA 189/64 - und vom lo Fe—

bruar 1967 = 1 RA 43/64 —)° Von diesem Grundsatz abzugchen9
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ist nur geboten‚ wenn das Gesetz die Berechtigung hierzu

deutlich erkennen läßt; dies ist bei der "Umwandlung" einer
Rente wegen Berufsunfähigkeit in eine Rente wegen Erwerbs—

unfähigkeit bzw° einer Rente wegen Berufs— oder Erwerbs-‘

unfähigkeit in das Altersruhegeld (3% 30 AbSb2, 31 Abs° 2
AVG) nicht der Fall° ' "

Die Feststellung eines AlterSruhegeldes setzt auch für die
Bezieher einer Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitsrente ebenso

wie für "Erstrentner" voraus„ daß die Anspruchsvoraussetzungen

nach 5 25 Abs. 1 und 4 AVG erfüllt sind (5 31 Abs„ 2 Satz 1
AVG); die Berechnung des Altersruhegeldes erfolgt nach 5 31

_Abs„ 1 AVG, für die Bezieher einer Rente wegen Berufs— oder

Erwerbsunfähigkeit gelten lediglich die "Berechnungsbesonder—

heiten", die sich aus S 31 Abs„ 2 Satz 2 und 3 AVG aF ergebeno

Diese Regelung läßt nicht erkennen‚ daß es sich bei dem Über-

gang von der Erwerbsunfähigkeitsrente auf das Altersruhegeld

lediglich um eine Erhöhung der bisherigen Rente mit den früher

festgestellten Eerechnungsfaktoren handelta

Eine Übernahme bisheriger Berechnungsfaktoren ist im Gesetz

nur in einem Fall für die Zurechnungszeit vorgeschriebeno Das

Gesetz gibt allein in den 55 30 Abs° 2 und 31 Abs° 2 AVG Vor—

schriften über die Berechnung einer umgewandelten Rentea In

der früheren Fassung bestimmte @30 Abs° 2 für die Umwandlung
der BU—Rente in die EU—Rente in Satz 25 daß eine bisher ange-

rechnete Zurechnungszeit in gleichem Umfange anzurechnen ist,

und in Satz 3, daß die nach Eintritt der BU zurückgelegten

Versicherungs— und Ausfallzeiten (mit einer Ausnahme — vgl°

den letzten Halbsatz —) zusätzlich zu berücksichtigen sind‚

,was unter Umständen zu einer Senkung der persönlichen Bemes-

sungsgrundlage führen konnte„ 5 31 Abs" 2 AVG aF gebot für

die Umwandlung von BU-Renten und EU—Renten in das Altersruhe—

geld in Satz 2 ebenfalls die Zusätzliche Berücksichtigung
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inzwischen entrichteter
Beiträge,

was sinngemäß die in-

zwischen zurückgelegten Ersatz- und Ausfallzeiten ein—
schloß; in Satz 3 war bestimmt, daß als Altersruhegeld

mindestens "die unter Anwendung des 5 30 Abs„ 2 und des
5 }? berechnete Rente" gewährt wird„ Aus diesen Vore

'schriften ergibt sich nicht, daß bei Bentenumwandlungen

allgemein oder wenigstens bei der Umwandlung nach 5 3?

Abso 2 AVG aF (abgesehen von der Zurechnungszeit) irgend-

welche bisher maßgebenden Berechnungsfaktoren, insbeson-

dere die bisher angerechneten Ausfallzeitén auch dann,

wenn sie zu Unrecht angerechnet waren, ohne weitere Prü-

fung zu übernehmen sind° @ 31 Abs° 2 Satz 3 AVG aF verlangt

nur eine Vergleich bergchnung anter Beibehaltung einer bis«

her angerechneten'mm“““" ""'°' vgi„ BSG22„ 142)„Die
übrigen Vorschriften sichern beim Übergang der BU-Rente

in die EU—Rente die unveränderte Beibehaltung einer Zurech—

nungszeit und sonst die Berücksichtigung inzwischen zurück-

gelegter Versicherungs= und Ausfallzeiten° Wollte man aus

dem letzteren folgern„ dies setze voraus„ daß die schon

berücksichtigten Zeiten "erhalten" blieben, dann fragt
sich, weshalb der Gesetzgeber ausdrücklich bei der Umwand—

lung nach 5 30 Abs„ 2 AVG die Beibehaltung der Zurechnungs—
zeit vorgeschrieben hate Die hierfür getroffene besondere

Regelung spricht eher dafür‚ daß bei den Berechnungs—

faktoren der alten Rente grundsätzlich keine Bindung

eintritt„

‘ Ebensowenig wie aus der Systematik des Gesetzes ergibt sich
etwas anderes daraus‚ daß das Gesetz den Übergang von der

einen Rentenart in eine andere als "Umwandlung" bezeichnet°

Die Bezeichnung "UmWandluhg" ist nicht eindeutig, sie deutet

jedenfalls nicht schon begrifflich auf eine Regelung hing

bei der die alte Rente mit den früher festgestellten Berech—

nungsfaktoren bestehen bleibt und nur äEÄ&SEEPEEEwird; so
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kann die Bezeichnung "Umwandlung" z„B° nicht in 5 63 Abs„ 1,
64 Abs° 2 AVG gemeint seine Die Bezeichnung "Umwandlung" im
Sinne der @@30‚ 31 AVG bedeutet naeh Ansicht des Senats

- dem üblichen Sprachgebrauch entsprechend = nichts anderes‚

als daß nunmehr ein neuer„ auf einem anderen Versicherungsfall

beruhender Leistungsanspruch besteht und damit der AnSpruch

auf die alte Rente nicht mehr besteht (so auch Jantz/Zweng,

Das neue Recht der Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten‚ 2° Auflog 1966„ Einführung S„ 14‚ 15); sie besagt
>für sich allein nichts darüber‚ ob und inwieweit beim Über—

gang der einen Rente zur anderen der "Besitzstand" gewahrt

bleibt (vgl° auch Urteil des erkennenden Senats in dem Rechts"

streit 11 RA 252/65, der am gleichen Tage wie der vorliegende

Rechtsstreit entschieden worden ist)°

Im Gegensatz Zu der Auffassung des erkennenden Senats hat

der 12° Senat des BSG in dem Urteil vom 21° Juni 1963

(BSG 19, 188 ff)„ auf das sich der Kläger beruft, uoao aus—
geführt‚ dem Begriff "Umwandlung" sei zu entnehmen„ daß es
sich hierbei lediglich um eine Aufstockung handele‚ so daß

die einzelnen "Bestandteile" der alten Rente unverändert
erhalten bleiben„ selbst wenn sie zu Unrecht anerkannt sindo

Hierzu hat aber bereits der 5„ Senat in dem Urteil vom

90 September 1966 v 5 RKn 109/64 @ zutreffend darauf hin-

gewiesen, daß diese Ausführungen des 120 Senats nicht zur

Begründung der Entscheidung dienen, sondern "nur am Rande"

erwähnt sind; dies gilt auch für die Ausführungen des 4° Senats

in dem Urteil vom 5„ August 1966 = 4 RJ 301/65 m„ soweit die

Auffassung des 120 Senats wiedergegeben wirdo Die Frage‚ ob

und in welchem Umfange die Rentenumwamdlung eine "Besitz—

standswahrung" zum Inhalt hat‚ ist danach‚ wie auch der

5° Senat in dem Urteil vom 90 September 1966 angenommen hat,

in der Rechtsprechung des BSG bisher noch offen geblieben°

Der Senat weicht mithin nicht von der Auffassung eines anderen
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Senats abo Seine Ansicht steht auch im Einklang mit der

Neufassung der Umw&ndlungsvorschriften in dem RVÄndG vom

9° Juni 1965„ Nach 5 30 Abs" 2 Satz 5 AVG nF wird als
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit mindestens der bisherige

Zahlbetrag gewahrt; nach 5 31 Abs° 2 Satz 2 nF gilt bei
Feststellung des Altersruhegeldes @30 Abs„ 2 Sätze 3
bis 5 nF entsprechend° Diese Neufassung ist zwar erst

mit Wirkung vom 1° Januar 1966 in Kraft getreten (Art„ 5

5 10 Abs° 1 Buchst° d RVÄndG); sie ist also auf den vor—'
liegenden Fall nicht unmittelbar anzuwenden, gleichwohl.

ist aber die Neufassung zur Auslegung der bisher geltenden

Fassung heranzuziehen° Der erkennbare Wille des Gesetz-

gebers wie auch praktische Erwägungen lassen es geboten

erscheinen‚ bereits für die Zeit zwischen Inkrafttreten

des AnVNGund des RVÄndGdie @@50‚ 31 insoweit ent—
sprechend der neuen Fassung auszulegen (vgl„ auch Urt„

des 5° Senats vom 90 September 1966)° Die Neufassung
läßt klar erkennen‚ in welchem Form der Gesetzgeber den

"Besitzstand" bei der Umwandlung hat wahren wollen, näm—
lich als "Rentenzahlbetragsgarantie", d„ho der neue Zahl-

betrag der neuen Rente darf hinter dem bisherigen nicht

zurückbleiben° Zwar wäre diese Zahlbetragsgarantie auch

neben der Erhaltung der bisherigen Berechnungsfaktoren

nicht überflüssig; sofern sie nur den Sinn hätte; das
Absinken der Rente im Falle einer - seit dem Inkraft—

treten des AnVNG bisher nicht aufgetretehen =
Verschlech-

terung der allgemeinen Rentenbemessungsgrundlage zu ver»
hindern; dafür besteht jedoch kein Anhalt‚ der Sinn dieser

Zahlbetragsgarantie liegt vielmehr darin„ allen Fällen zu
begegnen‚ in denen die Feststellung der neuen Rente zu
einer geringeren Rentenleistung führt; die neue Rente ist

in diesen Fällen auf den bisherigen "besitzgeschützten"

Rentenzahlbetrag zu erhöhen° Daß neben dieser Zahlbetrags-

garantie noch als "weitere Besitzstandswahrung" unrichtige

„ 10 -
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e'}0-

Berechnungsfaktoren der alten Rente erhalten werden sollen

mit der möglichen Folge, daß eine Rente zu gewähren ist‚ die

sich noch weiter von der "richtigen Rente" entfernt‚ entspricht

nicht demSinn und Zweck des Gesetzes° " '

Die Beklagte hat im vorliegenden Fall dem Kläger ein Alters-

ruhegeld gewährt, das den Zahlbetrag seiner bisherigen Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit übersteigto Eine Erhöhung des Alters—

ruhegeldes aufgrund der Zahlbetragsgarantie der 55 31 Abs° 2

Satz 2‚ 30 Abs„ 2 Satz 5 nF kommt somit nicht in Betrachto Daß

das Altersruhegeld nur deshalb höher ist als die bisherige

Erwerbsunfähigkeitsrente, weil bei der Feststellung des Alters—

ruhegeldes von derzur Zeit des neuen Versicherungsfalls maß—

geblichen allgemeinen Rentenbemessungsgrundlage auszugehen war,

ist unerheblicho ‚ ‚
';

Der angefochtene Bescheid ist sonach rechtmäßig. Das LSG hat

im Ergebnis zutreffend entschiedeno Die Revision des Klägers

ist unbegründet und zurückzuweisen (@ 170 Abso 1 Satz ? SGS)°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGG°
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